Stand: 11/2022


	§ 25 AktO mit Listen 4, 4a aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 25 Urkundssachen
	§ 37 Sonstige Handlungen und Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vor den Amtsgerichten

	(1) 1Als Urkundssachen werden die Beurkundungen und die sonstigen Handlungen und Entscheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme der in Abs. 5 aufgeführten nach Maßgabe der Listen 4 bzw. 4a erfasst, und zwar auch dann, wenn die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle sie aufgrund eigener Zuständigkeit beurkundet oder vornimmt oder wenn das Gericht mit der Vornahme der Handlung die Urkundsbeamtin oder den Urkundsbeamten oder eine Gerichtsvollzieherin bzw. einen Gerichtsvollzieher beauftragt. 
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:

	(2) 

1Unter dem Registerzeichen I werden alle gerichtlichen 
Beurkundungen von Rechtsgeschäften und von tatsächlichen Vorgängen eingetragen, unabhängig davon, ob sie selbstständig oder aus Anlass der Bearbeitung einer anderen Rechtsangelegenheit (Vormundschafts-, Betreuungs-, Familien-, Nachlasssache usw.) erfolgt sind; dies gilt auch für eidesstattliche Versicherungen nach § 352 Abs. 3 S. 3 
FamFG und § 36 Abs. 2 IntErbRVG.
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:
1. unter dem Registerzeichen „I“ 
außerhalb eines anhängigen Verfahrens vorzunehmende öffentliche Beurkundungen 
a)	der Erklärungen über die Anerkennung der Vaterschaft nach § 67 Absatz 1 Nummer 1 BeurkG in Verbindung mit §§ 1594 bis 1596 BGB,
b)	der Verpflichtungen zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen eines Kindes nach § 67 Absatz 1 Nummer 2 BeurkG in Verbindung mit § 1601 BGB,
c)	der Verpflichtungen zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen nach § 67 Absatz 1 Nummer 3 BeurkG in Verbindung mit § 1615l BGB,
d)	der Wechsel- und Scheckproteste durch den Richter oder Rechtspfleger nach Artikel 79 WG und Artikel 55 ScheckG,
e)	freiwilliger Versteigerungen beweglicher Sachen, der Aussagen von Zeugen, der Gutachten von Sachverständigen sowie der Vereidigungen oder eidesstattlichen Versicherungen dieser Personen nach Landesrecht,

	2Nicht erfasst werden Vergleiche und Erklärungen über die Anerkennung der Vaterschaft (§ 180 FamFG) vor dem Familiengericht sowie rechtsgeschäftliche Erklärungen innerhalb eines Zwangsvollstreckungsverfahrens.
	

	(3) 

1Unter dem Registerzeichen II werden die sonstigen Handlungen und Entscheidungen in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit erfasst, die außerhalb eines anhängigen Verfahrens vorgenommen oder beantragt werden und für die weder ein besonderes Register noch ein besonderes Sammelaktenstück bestimmt ist. 2Es gehören hierher z. B.
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:
2.	unter dem Registerzeichen „II“ sonstige Verfahren sowie Handlungen und Entscheidungen außerhalb eines anhängigen Verfahrens, insbesondere …

	a)	die Anträge auf Gewährung von Verfahrenskostenhilfe in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit,
	§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	b)	die Ausstellung gerichtlicher Zeugnisse mit Ausnahme der Erbscheine und der ihnen gleichstehenden Zeugnisse,
	beispielhafte Aufzählung

	c)	die Bewilligung der öffentlichen Zustellung von Willenserklärungen,
	d)	Bewilligungen der öffentlichen Zustellung einer Willenserklärung nach § 132 BGB und der Veröffentlichung der Kraftloserklärung einer Vollmachtsurkunde nach § 176 BGB,

	d)	die Kraftloserklärung von Vollmachten,
	

	e)	die Abnahme von Eiden oder eidesstattlichen Versicherungen außerhalb eines anhängigen Verfahrens ohne die eidesstattlichen Versicherungen nach § 352 Abs. 3 Satz 3 FamFG und § 36 Abs. 2 IntErbRVG,
	beispielhafte Aufzählung

	f)	die Anträge auf Todeserklärung, Aufhebung einer Todeserklärung und Feststellung des Todes und der Todeszeit,
	b)	Anträge nach dem Verschollenheitsgesetz,

	g)	die Aufgebotsverfahren (§ 433 ff. FamFG),
	a)	Anträge auf Einleitung des Aufgebotsverfahrens nach § 434 FamFG, soweit nicht das Vollstreckungsgericht zuständig ist,

	h)	die sonstigen im Bürgerlichen Gesetzbuch, im Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, im Handelsgesetzbuch, in den Gesetzen über die Binnenschifffahrt und die Flößerei, im Genossenschaftsgesetz, im Gesetz betreffend Gesellschaften mit beschränkter Haftung, im Vertragshilfegesetz und im Gesetz über Unschädlichkeitszeugnisse den Gerichten zugewiesenen Handlungen und Entscheidungen, sofern sie nicht zu bereits vorhandenen Akten zu nehmen oder unter Registerzeichen I zu erfassen sind.
	c) bei nicht eingetragenen Vereinen die Notbestellung des Vorstands nach § 29 BGB, die Ermächtigung der Minderheit zur Berufung der Mitgliederversammlung nach § 37 Absatz 2 BGB und die Notbestellung der Liquidatoren nach § 48 Absatz 1 Satz 2 BGB,
e) Vollstreckbarerklärungen ausländischer Entscheidungen nach § 110 Absatz 2 
FamFG, soweit nicht das Familien- oder Betreuungsgericht zuständig ist,
f) unternehmensrechtliche Verfahren nach § 375 FamFG, soweit ein anderes Amtsgericht zuständig ist als das Amtsgericht, bei dem das Register geführt wird,
g) Angelegenheiten nach § 410 FamFG,
h) Ausführung öffentlicher Zustellungen nach § 492 Absatz 1 Satz 5 FamFG und im Fall des § 882c Absatz 2 Satz 3 ZPO,
i) Erinnerungen gegen die Entscheidung des Notars nach § 492 Absatz 2 FamFG,
j) Ersetzung der Zustimmung des Grundstückseigentümers nach § 7 Absatz 3 
ErbbauRG,
k) den Amtsgerichten nach den Gesetzen über Unschädlichkeitszeugnisse der Länder zugewiesene Entscheidungen, 
l) den Amtsgerichten zugewiesene Anordnungen und Genehmigungen nach dem Bundespolizeigesetz, dem Bundeskriminalamtgesetz, dem Zollfahndungsdienstgesetz, dem Zollverwaltungsgesetz, dem Bundesverfassungsschutzgesetz, dem Aufenthaltsgesetz, dem Fluggastdatengesetz, dem BSI-Gesetz und dem Elektromagnetische-Verträglichkeit-Gesetz sowie den Polizei- und Verfassungsschutzgesetzen der Länder, soweit sie keine Freiheitsentziehung zum Gegenstand haben, zum Beispiel Telekommunikations- und Wohnraumüberwachung,
m) Erteilung von Abschriften oder Ausfertigungen aus Notariatsakten, die an das Staatsarchiv abgegeben oder dem Amtsgericht in Verwahrung gegeben wurden, von konsularischen Urkunden sowie aus an das Amtsgericht zur Aufbewahrung abgegebenen Protokollbüchern nach den Schiedsstellen- und Schiedsamtsgesetzen der Länder,
n) für außerhalb gerichtlicher Verfahren errichtete Schuldtitel die Erteilung und Umschreibung einer Vollstreckungsklausel, die Erteilung oder die Ermächtigung zur Erteilung einer weiteren vollstreckbaren Ausfertigung sowie andere Geschäfte, die der für die Erteilung der vollstreckbaren Ausfertigung zuständigen Stelle obliegen,
o) Anträge auf Berichtigung oder Widerruf einer notariellen oder behördlichen Bestätigung nach § 1081 Absatz 1 Satz 4 ZPO und nach § 60 Satz 3 Nummer 2 SGB VIII,
p) Ersetzung der Urschrift von Niederschriften aus an das Staatsarchiv abgegebenen oder dem Amtsgericht in Verwahrung gegebenen Notariatsakten nach § 46 Absatz 1 Satz 1 BeurkG,
q) Einwendungen nach § 797 Absatz 3 ZPO, die die Zulässigkeit einer von einem Notar 
aa)	erteilten Klausel oder weiteren vollstreckbaren Ausfertigung, 
bb)	ausgestellten Bescheinigung nach den Artikeln 53 und 60 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012, 
cc)	vorgenommenen Bezifferung eines dynamisierten Titels 
betreffen,
r) Einwendungen nach § 60 Satz 3 Nummer 2 SGB VIII, die die Zulässigkeit einer von einem Jugendamt erteilten Klausel oder vorgenommenen Bezifferung eines dynamisierten Titels betreffen,
s) Einwendungen nach § 797a Absatz 4 ZPO, die die Zulässigkeit einer von einem ermächtigten Vorsteher einer Gütestelle erteilten Klausel betreffen,
t) Einwände in Bezug auf die Authentizität einer außergerichtlich errichteten deutschen öffentlichen Urkunde nach § 46 Absatz 1 Satz 2 bis 4 IntErbRVG,
u) den Amtsgerichten nach den Schiedsstellen- und Schiedsamtsgesetzen sowie den Schlichtungsgesetzen und Sühneversuchsverordnungen der Länder zugewiesene Entscheidungen, zum Beispiel über Anträge auf Aufhebung des Ordnungsgeldbescheids oder Einwendungen gegen den Kostenansatz der Schiedsperson, ...

	3Angelegenheiten der Beratungshilfe werden nach Maßgabe der Liste 4a erfasst.
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:
4.	unter dem Registerzeichen „XI“ 
schriftliche oder zu Protokoll erklärte Anträge nach dem Beratungshilfegesetz.

	(4) 1Bleibt nach den bestehenden Vorschriften eine Urkunde weder in Urschrift noch in Abschrift bei dem Gericht zurück, so sind die Namen, Geburtsdaten und Wohnort der Beteiligten, der Wert des Gegenstandes und alle sonstigen für die Berechnung und Einforderung der Kosten notwendigen Angaben zu erfassen.
	Regelung für Papierregister überholt

	2Dies kann auch bei der für Bemerkungen vorgesehenen Nr. 6 der Liste 4 erfolgen.
	

	(5) 1Von der Erfassung als Urkundssache oder als sonstige Handlung oder Entscheidung sind ausgenommen:
a)	das von dem Familien- oder Betreuungsgericht als solchem beurkundete Anerkenntnis der Schlussrechnung des Vormundes oder des Betreuers,
b)	die auf den Austritt aus den Religionsgesellschaften öffentlichen Rechts abzielenden Verhandlungen,
c)	die Entscheidungen über Anträge auf Erteilung oder Umschreibung einer Vollstreckungsklausel und auf Erteilung einer weiteren vollstreckbaren Ausfertigung bei Schuldtiteln, die außerhalb gerichtlicher Verfahren errichtet sind und sich nicht in Verwahrung des Amtsgerichts befinden, sowie die Entscheidungen über Einwendungen, welche die Zulässigkeit der zu diesen Schuldtiteln erteilten Vollstreckungsklausel betreffen, hierzu gehören auch die Entscheidungen nach § 1081 Abs. 1 Satz 3 ZPO,
d)	die Wechsel- und Scheckproteste.
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:
1. unter dem Registerzeichen „I“ 
außerhalb eines anhängigen Verfahrens vorzunehmende öffentliche Beurkundungen 
a)	der Erklärungen über die Anerkennung der Vaterschaft nach § 67 Absatz 1 Nummer 1 BeurkG in Verbindung mit §§ 1594 bis 1596 BGB,
b)	der Verpflichtungen zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen eines Kindes nach § 67 Absatz 1 Nummer 2 BeurkG in Verbindung mit § 1601 BGB,
c)	der Verpflichtungen zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen nach § 67 Absatz 1 Nummer 3 BeurkG in Verbindung mit § 1615l BGB,
d)	der Wechsel- und Scheckproteste durch den Richter oder Rechtspfleger nach Artikel 79 WG und Artikel 55 ScheckG,
e)	freiwilliger Versteigerungen beweglicher Sachen, der Aussagen von Zeugen, der Gutachten von Sachverständigen sowie der Vereidigungen oder eidesstattlichen Versicherungen dieser Personen nach Landesrecht,

	2Das zu a aufgeführte Anerkenntnis gehört in die Familien- bzw. Betreuungsakten.
	entbehrlich

	3Im übrigen werden Sammelakten angelegt:
zu b)	für alle Vorgänge; die Behördenleitung kann anordnen, dass die Sammelakten für jede Religionsgemeinschaft getrennt geführt werden, falls hierfür ein Bedürfnis besteht, ein alphabetisches Namensverzeichnis ist zu führen,
zu c)	soweit nicht in den Fällen des § 13a Abs. 5 Abgabe zu den Familienakten erfolgt,
zu d)	mit den zurückbehaltenen beglaubigten Abschriften der Protesturkunden, den Vermerken über Inhalt und Verstempelung der Wechsel usw. und den Kostenrechnungen.
	§ 3 (1) 2Nur soweit in dieser Aktenordnung oder einer Rechtsvorschrift bestimmt, können auch Dokumente unterschiedlicher Angelegenheiten in einer Akte gesammelt werden (Sammelakte).

	(6) 

Unter dem Registerzeichen III (Standesamtssachen) werden
1. die Anträge auf Änderung der Vornamen sowie Anträge auf Feststellung der Geschlechtszugehörigkeit nach dem Transsexuellengesetz,
1. die Anträge, eine Standesbeamtin oder einen Standesbeamten zur Vornahme einer Amtshandlung anzuhalten,
1. die Anträge auf Berichtigung der Personenstandsbücher (§§ 48, 50 des Personenstandsgesetzes)
erfasst.
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:
3.	unter dem Registerzeichen „III“ Standesamtssachen 
a) Anträge nach §§ 1, 6 Absatz 1 und § 8 Absatz 1 TSG,

b) Anträge auf Anweisung des Standesamts zur Vornahme einer Amtshandlung nach §§ 49, 50 PStG, 
c) Anträge auf Anordnung der Berichtigung der Personenstandsregister nach §§ 48, 50 PStG

	
	

	Liste 4 (§ 25 Abs. 1)
	

	Urkundssachen I, II, III
	

	Zu erfassen sind:
	§ 37 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Tag der Beurkundung oder des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs oder der Beurkundung,

	2.	Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort der/des Beteiligten
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsdatum oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift,

	3.	Bezeichnung der Angelegenheit
	4.	Verfahrensgegenstand,

	4.	Jährlich fortlaufende Nummer der
- Beurkundungen (I)
- sonstigen Handlungen und Entscheidungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit außerhalb eines anhängigen Verfahrens (II)
- Standesamtssachen (III)
	1.	Aktenzeichen,

	
	5.	Datum der Erledigung,

	
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	5.	Angabe über den Verbleib
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren, Wert des Gegenstandes.

	6.	Bemerkungen (ggf. auch Wert des Gegenstands
	

	Erläuterungen:
	

	1. Die Verfahren werden nach Registerzeichen jeweils unter getrennter Nummernfolge erfasst.
	entbehrlich

	1. Die Eintragung erfolgt bei den Angelegenheiten unter I, sobald die Beurkundung erfolgt ist, bei den Angelegenheiten unter II bereits mit dem Eingang der ersten Schrift. 
	§ 2 (1) 1Jeder Geschäftsvorgang erhält ein Aktenzeichen, unter dem alle dazugehörigen Dokumente in Papier- oder elektronischer Form sowie sonstige Dateien und Unterlagen zu führen sind.

	Ein im Teilungsverfahren vor dem Gericht beurkundeter Auseinandersetzungsvertrag ist auch dann einzutragen, wenn er unter Anwendung des § 368 Abs. 2 FamFG zustande gekommen ist.
	§ 2 (1) 1Jeder Geschäftsvorgang erhält ein Aktenzeichen, unter dem alle dazugehörigen Dokumente in Papier- oder elektronischer Form sowie sonstige Dateien und Unterlagen zu führen sind.

	Aufgebotsverfahren nach § 433 FamFG sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	Jeder Aufgebotsantrag wird unter einer neuen Nummer erfasst.
	Statistik

	1. 

Unter II sind auch die 
insbesondere 
nach den Polizei- und Verfassungsschutzgesetzen des Bundes und der Länder den Amtsgerichten zugewiesenen Entscheidungen zu erfassen, deren Gegenstand nicht eine Freiheitsentziehung ist, wenn für das Verfahren die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend gelten.
	§ 37 (1) Als sonstige Handlungen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind zu registrieren:
2.	unter dem Registerzeichen „II“ sonstige Verfahren sowie Handlungen und Entscheidungen außerhalb eines anhängigen Verfahrens, insbesondere
l)	den Amtsgerichten zugewiesene Anordnungen und Genehmigungen nach dem Bundespolizeigesetz, dem Bundeskriminalamtgesetz, dem Zollfahndungsdienstgesetz, dem Zollverwaltungsgesetz, dem Bundesverfassungsschutzgesetz, dem Aufenthaltsgesetz, dem Fluggastdatengesetz, dem BSI-Gesetz und dem Elektromagnetische-Verträglichkeit-Gesetz sowie den Polizei- und Verfassungsschutzgesetzen der Länder, soweit sie keine Freiheitsentziehung zum Gegenstand haben, zum Beispiel Telekommunikations- und Wohnraumüberwachung,

	1. Sind in der Verhandlung mehrere Geschäfte beurkundet, wird die Sache dennoch nur unter einer Nummer erfasst. 
	§ 2 (1) 2Ein verfahrenseinleitendes Dokument ist bei Eingang auch dann nur einmal zu registrieren, wenn es mehrere Gegenstände oder Anträge umfasst. 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend …

	Gesondert aufgenommene Verhandlungen sind besonders zu erfassen, auch wenn sie ein zusammenhängendes Ganzes bilden.
	

	Wird die Todeserklärung, die Aufhebung der Todeserklärung oder die Feststellung des Todes und der Todeszeit mehrerer Personen in einem Antrag begehrt, so ist der Antrag nur unter einer Nummer zu erfassen.
	

	1. Die Beurkundung der Änderung, Ergänzung oder Wiederaufhebung einer früher beurkundeten Verhandlung ist selbstständig zu erfassen, aber zu dem Vorgang zu nehmen. 
	Statistik
§ 3 (1) 1Dokumente, die zum selben Geschäftsvorgang gehören, sind zu einer Akte zusammenzufassen.

	Entsprechend ist mit Anträgen auf Aufhebung einer Todeserklärung zu verfahren.
	

	1. Wenn das Schriftstück zu anderen Akten genommen oder an eine andere Behörde der Dienststelle abgegeben wird, ist dies bei der Angabe über den Verbleib der Akte zu erfassen.
	§ 37 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
7.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren, Wert des Gegenstandes.

	1. Bei den Standesamtssachen ist der Standesamtsbezirk anzugeben.
	entbehrlich

	1. Bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben kann der in § 25 Abs. 4 Satz 1 und 2 vorgeschriebene Vermerk erfasst werden.“
	entbehrlich

	
	

	Liste 4 a (§ 25 Abs. 1, 3)
	

	Urkundssachen II
Angelegenheiten der Beratungshilfe
	

	Zu erfassen sind:
	§ 37 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Jährlich fortlaufende Nummer der Beratungshilfe
	1.	Aktenzeichen,

	1. Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs oder der Beurkundung,

	1. Familienname, Vorname und Wohnort der/des Rechtssuchenden
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsdatum oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift,

	1. Bezeichnung der Angelegenheit
	4.	Verfahrensgegenstand,

	1. Das Amtsgericht hat einen Berechtigungsschein erteilt auf unmittelbaren Antrag der/des Rechtssuchenden
	Statistik

	1. Das Amtsgericht hat Beratungshilfe bewilligt und/oder einen Berechtigungsschein erteilt auf einen mit anwaltlicher Hilfe gestellten Antrag
	Statistik

	1. das Amtsgericht hat den Antrag auf Beratungshilfe schriftlich zurückgewiesen
	Statistik

	1. Beratung und Auskunft (Nr. 2501, 2502 VV zum RVG)
	Statistik

	1. Vertretung (Nr. 2503 bis 2507 VV zum RVG)
	Statistik

	1. Mitwirkung an Einigung oder Erledigung der Rechtssache (Nr. 2508 VV zu RVG)
	Statistik

	1. Übermittlung oder Ablehnung eines Ersuchens nach § 10 Abs. 3 BerHG
	Statistik

	
	5.	Datum der Erledigung,

	
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	1. Bemerkungen
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren, Wert des Gegenstandes.

	Erläuterungen:
	

	1. Die Erfassung setzt einen schriftlichen oder zu Protokoll erklärten Antrag auf Gewährung von Beratungshilfe voraus.
	

	1. Für jede rechtssuchende Person ist jeweils nur eine der unter 5 bis 7 genannten Verfahrensarten zu erfassen. 
	Statistik

	Dasselbe gilt für die Angaben zu 8 bis 10.
	

	Treffen in derselben Sache mehrere Angaben zu 8 bis 10 zu, so hat die Angabe zu 10 Rang vor der Angabe zu 9 und die Angabe zu 9 Rang vor der Angabe zu 8.
	

	1. Die Angaben 8 bis 10 ergeben sich aus der Festsetzung der Vergütung der Rechtsanwältin oder des Rechtsanwalts. 
	Statistik

	Wenn dieselbe Angelegenheit bereits in einem früheren Jahr zu einer Erfassung der Angabe zu 1 bis 6 geführt hat; ist die Sache nicht unter einer neuen laufenden Nummer zu erfassen.
	Statistik

	Bei den Angaben zu 8 bis 10 ist in diesem Fall auf das früher zugeteilte Aktenzeichen zu verweisen.
	Statistik
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